Friedhofssatzung
der Ortsgemeinde Gries vom 10. August 2021

Der Ortsgemeinderat von Gries hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung fir
Rheinland-Pfalz (GemO) sowie der 88 2, Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des
Bestattungsgesetzes (BestG) in seiner Sitzung vom 29.07.2021 folgende Satzung
beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:
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1. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt fur den im Gebiet der Gemeinde Gries gelegenem und von ihr
verwaltetem Friedhof.

82
Friedhofszweck

(1) Der Friedhof ist eine rechtsfahige Anstalt (6ffentliche Einrichtung) der Ortsgemeinde.

(2) Er dient der Bestattung derjenigen Personen, die

a) beiihrem Tode Einwohner der Ortsgemeinde waren,

b) zum Zeitpunkt ihres Todes wegen Krankheit und/oder Pflege auf3erhalb der
Ortsgemeinde Gries polizeilich gemeldet waren oder

c) ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstatte haben
oder

d) ohne Einwohner zu sein, nach 8 2 Abs. 2 Satze 2 und 3 BestG zu bestatten
sind.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der
Friedhofsverwaltung und erfolgt aufgrund einer privatrechtlichen Vereinbarung.

(4) Die Friedhofsverwaltung besteht aus:

a) dem Ortsburgermeister oder dessen stéandigem Vertreter und
b) dem zustandigen Sachbearbeiter fur das Friedhofswesen bei der
Verbandsgemeindeverwaltung Oberes Glantal.

(5) Der zustandige Sachbearbeiter (vgl. 8 2 Abs. 4 b) ist ermachtigt, alle
Verwaltungsaufgaben die aufgrund des Bestattungsgesetzes und dieser Satzung
erforderlich sind, durchzuftihren.

§3
SchlieBung und Aufhebung

(1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofs kdnnen ganz oder teilweise fur weitere
Bestattungen oder Beisetzungen gesperrt (SchlieBung) oder anderen Zwecken
gewidmet werden (Aufhebung)

—-vgl. § 7 BestG-.

(2) Durch die Schlie3ung wird die Mdglichkeit weiterer Bestattungen und Beisetzungen
ausgeschlossen. Soweit durch die SchlieBung das Recht auf weitere Bestattungen
oder Beisetzungen in Wahl- oder Urnenwahlgrabstétten (Sondergraber) erlischt, wird
dem Nutzungsberechtigten fur die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren
Bestattungs- oder Beisetzungsfalles auf Antrag eine andere Wahl- bzw.



Urnengrabstatte zur Verfigung gestellt. AuRerdem kann er die Umbettung verlangen,
soweit die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist.

(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestatte der Toten
verloren. Die in Reihen- oder Urnenreihengrabstéatten Bestatteten werden, falls die
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in Wahl- oder Urnenwahlgrabstatten, falls die
Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Ortsgemeinde in andere
Grabstatten umgebettet.

(4) Schliel3ung oder Aufhebung werden 6ffentlich bekanntgemacht. Der
Nutzungsberechtigte einer Wahl- oder Urnenwahlgrabstatte erhalt auRerdem einen
schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder tGiber das
Einwohnermeldeamt zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher offentlich bekanntgemacht.
Gleichzeitig werden sie bei Wahl- oder Urnenwahlgrabstatten den
Nutzungsberechtigten, bei Reihen- oder Urnenreihengrabstatten — soweit moéglich-
einem Angehdrigen des Verstorbenen mitgeteilt.

(6) Ersatzgrabstatten werden von der Ortsgemeinde auf ihre Kosten entsprechend den
Grabstatten auf dem aufgehobenen bzw. geschlossenen Friedhof oder dem
Friedhofsteil hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstatten werden Gegenstand des
Nutzungsrechts.

2. Ordnungsvorschriften

§4
Offnungszeiten

(1) Die Offnungszeiten werden an den Eingangen durch Aushang bekanntgegeben. Zu
anderen Zeiten darf der Friedhof nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten
werden.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines
Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile voriibergehend untersagen.

85
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof der Wirde des Ortes entsprechend zu
verhalten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 10 Jahren dirfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.
(3) Beim Betreten und Verlassen des Friedhofs sind die Friedhofstore zu schliel3en.

(4) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet,



a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren; Kinderwagen und Rollsttihle
sowie Handwagen zur Beforderung von Material zur Grabherrichtung, leichte
Fahrzeuge von Gewerbetreibenden und Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung sind
ausgenommen,

b) Waren aller Art, sowie gewerbliche Dienste anzubieten,

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Bestattung, Beisetzung oder
Gedenkfeier storende Arbeiten auszufiihren,

d) ohne Auftrag eines Nutzungsberechtigten bzw. ohne Zustimmung der
Friedhofsverwaltung gewerbsméanig zu fotografieren,

e) Druckschriften zu verteilen,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstatten zu verunreinigen
oder zu beschadigen,

g) Abraum auf3erhalb der dafiir bestimmten Stellen abzuladen,
h) Tiere —ausgenommen Blindenhunde- mitzubringen,

i) zu spielen, zu larmen und Musikwiedergabegerate zu betreiben. Die
Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des
Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

j) Die Wasserentnahme zu anderen Zwecken als zur Grabpflege.
k) Das Rauchen ist auf dem Friedhof verboten.

[) Gewerbsmalig zu fotografieren, es sei denn,
aa.) ein entsprechender Auftrag eines Nutzungsberechtigten liegt vor oder
bb.) die Friedhofsverwaltung hat zugestimmt. Fir das Verwaltungsverfahren gilt 8
6 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend.

(5) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/Beisetzung zusammenhangende
Veranstaltung bedirfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind
spatestens vier Tage vorher anzumelden.



§6
Ausfuhren gewerblicher Arbeiten 1)

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gartner und sonstige mit der Gestaltung und Instandhaltung
von Grabstatten befasste Gewerbetreibende bedurfen fur Tatigkeiten auf dem
Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung, die gleichzeitig
den Umfang der Tatigkeiten festlegt. Auf das Verwaltungsverfahren finden die
Bestimmungen Uber die Genehmigungsfiktion nach § 42a des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVIG) mit der MaRgabe Anwendung, dass die
Frist nach § 42a Abs. 2 Satz 1 VwVfG vier Wochen betragt. Das Verfahren kann tber
einen einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des 8§ 1 Abs. 1 des Landesgesetzes
Uber die einheitlichen Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten vom 27.
Oktober 2009, GVBI. S. 355, in der jeweils geltenden Fassung abgewickelt werden.

(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und
personlicher Hinsicht zuverlassig sind.

(3) Zugelassene Gewerbetreibende erhalten eine Berechtigungskarte. Diese ist dem
Friedhofspersonal vom Gewerbetreibenden oder seinen Mitarbeitern auf Verlangen
vorzuzeigen.

(4) Die Zulassung kann zuriickgenommen werden, wenn die Voraussetzungen des
Absatzes 2 nicht mehr vorliegen und die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger
schriftlicher Mahnung gegen die Bestimmungen der Friedhofssatzung verstol3en.

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften

8§87
Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverziglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung
anzumelden. Fur die Beisetzung von Aschen gilt § 15.

(2) Bei der Anmeldung ist ein Kostenubernahmeantrag vorzulegen.

(3) Wird eine Bestattung oder Beisetzung in einer vorher erworbenen
Wahlgrabstatte/Urnenwabhlgrabstétte (Familiengrab) beantragt, ist auch das
Nutzungsrecht nachzuweisen.

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung im Benehmen mit den
Angehorigen und der zustandigen Religionsgemeinschaft fest. Die Bestattungen
erfolgen in der Regel an Werktagen. In der Zeit vom 1. April bis 30. September i.d.R.

1 Fur das Verfahren zur grenziiberschreitenden voriibergehenden und gelegentlichen Erbringung von
Dienstleistungen wird insbesondere auf die EU/EWR-Handwerk-Verordnung vom 18.03.2016 (BGBI. |
S.509) und auf die 8§88 4 ff. der Gewerbeordnung verwiesen.



bis spatestens 16.00 Uhr, in den Wintermonaten (1. Oktober bis 31. Marz) i. d. R. bis
15.30 Uhr

(5) Aschen mussen spatestens zwei Monate nach der Eindscherung beigesetzt werden,
andernfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen (Verantwortlichen gem.
§ 9 BestG) in einer Urnengrabstatte beigesetzt.

(6) In jedem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch gestattet, ein
Elternteil mit dem nicht Gber 6 Jahre alten Kind in einem Sarg zu bestatten. Mit
Zustimmung der Friedhofsverwaltung kénnen auch Geschwister im Alter bis zu 6
Jahre in einem Sarg bestattet werden.

§8
Sarge

(1) Die Sarge mussen festgefugt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Sarge und Uberurnen dirfen nicht schwer verrottbar
sein, soweit nichts anderes ausdrticklich vorgeschrieben ist.

(2) Die Sarge sollen hoéchstens 2,05 m lang, 0,85 m hoch und im Mittelmaf3 0,85 m breit
sein. Sind in Ausnahmefallen gré3ere Sarge erforderlich, ist die Zustimmung der
Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. Die Sarge fur
Kindergraber durfen héchstens 1,20 m lang, 0,60 m hoch und im Mittelmaf3 0,60 m
breit sein.

§9
Grabherstellung

(1) Die Graber werden von dem Friedhofspersonal bzw. den Beauftragten der
Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verflllt. Sie kann sich dabei auch eines
gewerblichen Unternehmers bedienen.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gréaber betragt von der Erdoberflache (ohne Hugel) bis zur
Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens
0,50 m. Bei Tiefgrabern (8 14 Abs. 3) betragt die Tiefe bis zur Grabsohle 2,60 m.

(3) Die Graber fur Erdbestattungen miussen voneinander durch mindestens 0,30 m
starke Erdwande getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehor vorher auf seine Kosten entfernen zu
lassen. Sofern beim Ausheben der Graber Grabmale, Fundamente oder
Grabzubehor durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden mussen, sind die
dadurch entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten der
Friedhofsverwaltung zu erstatten.



810
Ruhezeit

Die Ruhezeit fur Leichen und Aschen betragt 25 Jahre. Bei Urnenwandgrabstatten
wird die Ruhedauer auf 15 Jahre festgelegt.

§11
Umbettung

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestort werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedurfen, unbeschadet der sonstigen
gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die
Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden; bei
Umbettungen innerhalb der Ortsgemeinde im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei
Vorliegen eines dringenden 6ffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer
Reihengrabstéatte/Urnenreihengrabstatte in eine andere Reihengrabstatte/
Urnenreihengrabstatte sind innerhalb der Ortsgemeinde nicht zulassig. § 3 Abs. 2
bleibt unberihrt.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste konnen mit
vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung in belegte Grabstatten umgebettet
werden.

(4) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt sind bei Umbettungen aus
Reihengrabstéatten/Urnenreihengrabstatten die Verantwortlichen nach 8 9 Abs. 1
BestG, bei Umbettungen aus Wahlgrabstatten/Urnenwahlgrabstéatten der jeweilige
Nutzungsberechtigte. Die Ortsgemeinde ist bei dringendem o6ffentlichen Interesse
berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

(5) Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgefuhrt. Sie kann sich dabei
auch eines gewerblichen Unternehmers bedienen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der
Umbettung.

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schéaden, die an benachbarten
Grabstatten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu
tragen. Eine Erstattung der Nutzungsgebuhr fir die freiwillig aufgegebene Grabstétte
wird nicht geleistet.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht
unterbrochen oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dirfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur auf
behordliche oder richterliche Anordnung hin ausgegraben werden.



4. Grabstatten

§12
Allgemeines, Arten der Grabstatten

(1) Die Grabstatten werden unterschieden in:

a) Kindergrabstatten

b) Reihengrabstatten/Einzelgraber
c) Familiengréber in Tiefe

d) Urnenreihengrabstatten

e) Urnenwahlgrabstatten

f) Urnenwand-Reihengrabstatte
g) Urnenwand-Wabhlgrabstatten
h) Wiesen-Urnenreihengrabstatten
i) Wiesen-Urnenwahlgrabstatten
j) Ehrengrabstatten

(2) Grufte sind ausgeschlossen.
(3) Bestehende Abweichungen von den Festlegungen in Abs. (1) bleiben unberihrt.

(4) Die Grabstatten bleiben Eigentum der Ortsgemeinde. An ihnen kdnnen Rechte
nur nach dieser Satzung erworben werden. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung
des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten Grabstatte oder auf
Unveranderlichkeit der Umgebung.

(5) Sarge und Uberurnen, die in der Erde beigesetzt werden, diirfen nicht aus schwer
verrottbaren Materialien sein, soweit nichts Anderes ausdriicklich vorgeschrieben ist.

(6) Soweit sich aus der Satzung nicht etwas Anderes ergibt, gelten die Vorschriften fur
Reihen- und Wahlgraber entsprechend auch fur Urnengréber.

8§13
Reihengrabstatten
Einzelgraber fur Sargbestattungen

(1) Reihengrabstatten sind Grabstatten (Einzelgraber) fir Erdbestattungen, die der
Reihe nach belegt und im Todesfall fur die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden
schriftlich zugeteilt werden. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechts an der
Reihengrabstatte ist nicht moéglich.

(2) Es werden eingerichtet:
a) Einzelgrabfelder/Kindergraber fur Verstorbene bis zum vollendeten 6.

Lebensjahr,
b) Einzelgrabfelder fir Verstorbene ab vollendetem 6. Lebensjahr.



(3) In jeder Reihengrabstatte darf —aufRer in den Fallen des § 7 Abs. 6 und des § 13a -
nur eine Leiche bestattet werden.

(4) Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechts an der Reihengrabstatte ist nicht moglich.

(5) Das Abraumen von Einzelgrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der
Ruhezeiten wird 3 Monate vorher veroéffentlicht.

8§ 13a
Gemischte Grabstatten

(1) Eine Reihengrabstatte nach § 13 Abs. 2 Buchst. b) kann in eine gemischte
Grabstatte umgewidmet werden kann.

(2) Gemischte Grabstatten sind bereits durch eine Erdbestattung belegte
Reihengrabstatten (8 13 Abs. 1), in denen auf Antrag des Verantwortlichen zuséatzlich
die Beisetzung von maximal zwei Aschen gestattet wird. Die Ortsgemeinde Gries
kann aufgrund von Neuplanungen von Friedhofsteilen oder Grabreihen eine weitere
Belegung untersagen oder die Verlangerung der Nutzungsdauer einschranken.

(3) Das Recht an der Grabstatte verlangert sich ab dem Zeitpunkt der Beisetzung der
Asche um die Ruhezeit nach § 10.

(4) Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechts an einer Gemischten Grabstatte ist nicht
maoglich.

§14
Wahlgrabstatten/Familiengrab

(1) Wabhlgrabstatten sind Grabstétten fur Erdbestattungen, an denen auf Antrag nach
Zahlung der festgesetzten Gebuhr ein Nutzungsrecht fir die Dauer von 30 Jahren
(Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem
Nutzungsberechtigten bestimmt wird.

(2) Es wird eine Urkunde, die Beginn und Ende des Nutzungsrechts enthélt, ausgestellt.
Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und Pflege des Grabes.

(3) Wahlgrabstatten werden als Tiefgraber vergeben.

(4) Wahrend der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur stattfinden, wenn die
Ruhezeit die Nutzungszeit nicht tiberschreitet oder das Nutzungsrecht fur die Zeit bis
zum Ablauf der Ruhezeit verlangert worden ist.

(5) Das Nutzungsrecht kann nur einmal fur die gesamte Wabhlgrabstatte wiederverliehen
werden. Die Wiederverleihung erfolgt auf Antrag nach den in diesem Zeitpunkt
geltenden Bestimmungen Uber den Inhalt des Nutzungsrechts und die zu zahlenden
Gebuhren.
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(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Nutzungsberechtigte fur den
Fall seines Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis einen Nachfolger
im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch einen Vertrag
ubertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht
das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehérigen des
verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung tber:

a)
b)
c)
d)
e)

f)

auf den uberlebenden Ehegatten,

auf die Kinder,

auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Vater oder Miitter,
auf die Eltern,

auf die Geschwister,

auf sonstige Erben.

Innerhalb der einzelnen Gruppen wird unter Ausschluss der Gbrigen Angehdrigen der
Gruppe die nach Jahren &alteste Person nutzungsberechtigt.

(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht auf eine Person aus dem
Kreis der in Abs. 6 Satz 2 genannten Personen ubertragen. Der Rechtsnachfolger
hat bei der Friedhofsverwaltung das Nutzungsrecht unverziglich nach Erwerb auf
sich umschreiben zu lassen.

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen dieser Satzung und der dazu
ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstatte bestattet zu werden, bei
Eintritt eines Bestattungsfalles tiber andere Bestattungen und Uber die Art der
Gestaltung und der Pflege der Grabstatte zu entscheiden.

§15
Urnengrabstéatten

(1) Aschen durfen beigesetzt werden

ONoOORWNE

in Urnenreihengrabstatten (mit Aufbau) 1 Asche,

in Urnenwahlgrabstatten (mit Aufbau) bis zu 3 Aschen

in Wiesen-Urnenreihengrabstatten 1 Asche

in Wiesen-Urnenwahlgrabstatten bis zu 3 Aschen

in Urnenwand-Reihengrabstatten 1 Asche

in Urnenwand-Wahlgrabstatten 2 Aschen

in Reihengrabstatten neben einer Erdbestattung 2 Aschen
in Wahlgrabstéatten neben einer Erdbestattung 2 Asche.

(2) Urnen/Uberurnen die der Erde zugefiihrt werden, diirfen nicht aus schwer
verrottbaren Materialien bestehen.

(3) Urnenreihengrabstétten sind Aschenstatten, die der Reihe nach belegt und erst im
Todesfall auf die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung abgegeben werden.

11



(4) Urnenwahlgrabstatten (mit Aufbau und Wiesengrabstatten) sind Aschenstatten, fir
die auf Antrag ein Nutzungsrecht fir die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit)
verliehen wird.

(5) Urnenwand-Wahlgrabstatten erhalten bei der ersten Belegung ein Nutzungsrecht von
25 Jahren.

(6) Die Beisetzung ist bei der Friedhofsverwaltung rechtzeitig anzumelden. Der
Anmeldung sind eine Ausfertigung der standesamtlichen Sterbeurkunde und die
Bescheinigung des Tragers der Feuerbestattungsanlage Uber die Eindscherung
beizufligen.

(7) Soweit sich aus der Satzung nicht etwas Anderes ergibt, gelten die Vorschriften fur
Reihen- und Wahlgrabstatten entsprechend auch fir Urnengrabstatten.

§16
Ehrengrabstatten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstatten obliegt
ausschlief3lich dem Friedhofstrager.

5. Gestaltung der Grabstatten

§17
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

Jede Grabstatte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die
Wirde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage
gewahrt wird.

6. Grabmale

§18
Gestaltung der Grabmale in den Grabfeldern

(1) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen auf Grabfeldern unterliegen in ihrer
Gestaltung und Bearbeitung den nachfolgenden Anforderungen.

(2) Grabmale durfen die gultig vorhandene Grabbreite nicht Giberschreiten. Die H6he ist
bei Sarggrabern auf 1,10 m und bei Urnengraber (mit Aufbau) auf 0,75 m beschrankt
(ausgenommen Wiesengréber).

(3) Grababdeckungen sind zulassig. Grabtrittplatten dirfen nicht Gberbaut werden. Die
Grabstatten sollen in ihrer gesamten Restflache bepflanzt werden. Die Bepflanzung
darf die anderen Grabstatten sowie die 6ffentlichen Anlagen und Wege nicht
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beeintrachtigten. Nicht zugelassen sind insbesondere Baume und grol3wichsige
Straucher.

(4) Nicht zugelassen sind:

a) Farbanstriche auf Grabsteinen einschlief3lich der Schriftflachen.

b) Glas, Porzellan, Emaille, Blech, Kunststoffe (ausgenommen bei Inschriften und
Bildern)

¢) Inschriften und Sinnbilder, die das Empfinden und die Gefuhle anderer verletzen
kbnnen.

(5) Der Friedhofstrager kann Ausnahmen von den Vorschriften der Absatze 2 bis 3 und
auch sonstige bauliche Anlagen zulassen, soweit er es unter Beachtung des § 17 fir
vertretbar héalt.

(6) Die Abséatze (1) bis (5) gelten nicht fir Wiesenurnengraber. Es sind nur erdgleich
abschlielRende Bodenplatten mit den Mal3en Breite 700 mm x Tiefe 500 mm x
Mindeststarke 50 mm zugelassen. Die Beschaffung und die Montage erfolgt durch
die Ortsgemeinde Gries. Die Kosten hierfur werden in der Friedhofsgebihrensatzung
geregelt. Auf der Grabplatte kbnnen Name sowie Geburts- und Sterbedatum
angegeben werden, dies ist durch den Nutzungsberechtigten selbst zu veranlassen.
Die Beschriftung muss in die Platte eingelassen sein. Auf den Wiesengrabstatten ist
Blumen- und Grabschmuck nicht erlaubt. Bei einem Verstol3 hiergegen kann die
Gemeinde den Grabschmuck auf Kosten des Nutzungsberechtigten beseitigen.

(7) An den Urnenwénden darf kein Blumen- und Grabschmuck angebracht werden. Die
Ortsgemeinde ist bei Verstol3 dagegen berechtigt, den Grabschmuck zu entfernen.

819
Errichten und Andern von Grabmalen

(1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen sind der Friedhofsverwaltung
anzuzeigen.

(2) Der Anzeige sind zweifach beizufiigen der Grabmalentwurf mit Grundriss und
Seitenansicht im Mal3stab 1:10 unter Angabe des Materials und seiner Bearbeitung.

(3) Mit dem Vorhaben darf einen Monat nach Vorlage der vollstandigen Anzeige
begonnen werden, wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine
Bedenken wegen eines VerstolRes gegen die Friedhofssatzung geltend gemacht
werden. Vor Ablauf des Monats darf begonnen werden, wenn die
Friedhofsverwaltung schriftlich die Ubereinstimmung mit der geltenden
Friedhofssatzung bestatigt.

(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche

Anlage nicht binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet bzw.
geéndert worden ist.

13


file:///C:/Dokumente%20und%20Einstellungen/BB2/Lokale%20Einstellungen/Temporary%20Internet%20Files/OLKB5/AENDERU9.DOC%23Inhaltsübersicht%23Inhaltsübersicht
file:///C:/Dokumente%20und%20Einstellungen/BB2/Lokale%20Einstellungen/Temporary%20Internet%20Files/OLKB5/AENDERU9.DOC%23Inhaltsübersicht%23Inhaltsübersicht

820
Standsicherheit der Grabmale

Die Grabmale sind ihrer Grol3e entsprechend nach den allgemeinen anerkannten
Regeln des Handwerks zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd
standsicher sind und auch beim Offnen benachbarter Graber nicht umstiirzen oder
sich senken kdénnen. Satz 1 gilt fir sonstige bauliche Anlagen entsprechend.

§21
Verkehrssicherungspflicht fir Grabmale

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in
verkehrssicherem Zustand zu halten. Sie sind zu tUberprifen oder Uberprifen zu
lassen, und zwar in der Regel jahrlich zweimal —im Frihjahr nach der Frostperiode
und im Herbst. Verantwortlich dafir ist bei Reihen- und Urnenreihengrabstatten, wer
den Antrag auf Zuteilung der Grabstatte (8 14) gestellt hat; bei Wahl- und
Urnenwahlgrabstatten der Nutzungsberechtigte.

(2) Scheint die Standsicherheit eines Grabmals, einer sonstigen baulichen Anlage oder
von Teilen davon gefahrdet, ist der fur die Unterhaltung Verantwortliche (Abs. 1)
verpflichtet, unverziglich die erforderlichen Mal3nahmen zu treffen.

(3) Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des
Verantwortlichen SicherungsmafRnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen) treffen,
wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist
beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung dazu auf Kosten des Verantwortlichen
berechtigt. Sie kann das Grabmal oder Teile davon entfernen. Die Ortsgemeinde ist
verpflichtet, diese Gegenstéande drei Monate aufzubewahren. Ist der Verantwortliche
nicht bekannt oder tiber das Einwohnermeldeamt nicht zu ermitteln, gentigen als
Aufforderung eine o6ffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der
Grabstatte, das fir die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.

8§22
Entfernen von Grabmalen

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dirfen Grabmale nur mit vorheriger
Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. Bis zum Ablauf der zugeteilten
Ruhe-/Nutzungsdauer ist eine jahrliche Pflegegebiihr und das erstmalige Einsaen der
Grabstatte gemanR Friedhofsgebiihrensatzung zu zahlen, da dies einen Mehraufwand
fur die Ortsgemeinde darstellt.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihen- und Urnenreihengrabstatten, nach Ablauf der
Nutzungszeit bei Wahl- und Urnenwahlgrabstéatten oder nach der Entziehung von
Grabstatten und Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstigen baulichen
Anlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entfernen. Auf den Ablauf der
Ruhezeit bzw. der Nutzungszeit wird durch 6ffentliche Bekanntmachung
hingewiesen. Kommt der Verpflichtete dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die
Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstatte abraumen zu lassen. Lasst der
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Verpflichtete das Grabmal/ und die sonstigen baulichen Anlagen/nicht binnen drei
Monaten abholen, geht es/gehen sie/entschadigungslos in das Eigentum der
Ortsgemeinde Uber, wenn dieses bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei der
Genehmigung fur die Errichtung des Grabmales oder sonstiger baulicher Anlagen
schriftlich vereinbart wurde. Sofern Grabstatten von der Friedhofsverwaltung
abgeraumt werden, hat der jeweilige Verpflichtete die Kosten zu tragen.

(3) Mit Eingang eines schriftlichen Einebnungsantrages gehen alle Rechte an dieser
Grabstatte verloren.

(4) Die Entfernung des Grabmals auf dem Rasengrabfeld tbernimmt die Ortsgemeinde
nach Ablauf der Ruhezeit.

(5) Uber die Beseitigung der Grabmale entscheidet die Ortsgemeinde Gries.

7. Herrichten und Instandhalten der Grabstéatten

8§23
Herrichten und Instandhalten der Grabstatten

(1) Alle Grabstatten mussen im Rahmen der Vorschriften des 8 17 hergerichtet und
dauernd Instand gehalten werden. Dies gilt entsprechend fir den Grabschmuck.

(2) Fur die Herrichtung und die Instandsetzung ist bei Reihen- und
Urnenreihengrabstatten der Inhaber der Grabzuweisung (Verantwortlicher gemaf § 9
BestG), bei Wahl- und Urnenwahlgrabstéatten der Nutzungsberechtigte verantwortlich.

(3) Die fur die Grabstatten Verantwortlichen kénnen die Grabstétten selbst anlegen und
pflegen oder damit einen Friedhofsgartner beauftragen. Auf Antrag kdnnen
Grabstatten von der Ortsgemeinde mit Rasen angelegt und gepflegt werden. Die
Beauftragung der Ortsgemeinde erfolgt schriftlich durch den Nutzungsberechtigten
bzw. den Verantwortlichen der Grabstatte.

(4) Reihen- und Urnenreihengrabstatten missen innerhalb sechs Monaten nach der
Bestattung, Wahl- und Urnenwahlgrabstatten innerhalb von sechs Monaten nach der
Verleihung des Nutzungsrechts hergerichtet werden.

(5) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung der gartnerischen Anlagen
aul3erhalb der Grabstatten obliegen ausschlief3lich der Friedhofsverwaltung.

(6) Die Abséatze 1-4 gelten nicht fur das Wiesengrabfeld. Dort obliegt die Herrichtung und
Instandsetzung des Grabes ausschlie3lich der Ortsgemeinde. Die Pflege, sowie die
Anlegung dieser Grabstatte wird durch die Ortsgemeinde Gries bzw. von ihr
beauftragter Unternehmen vorgenommen.

(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbek&dmpfungsmitteln ist nicht
gestattet (ausgenommen biologisch abbaubare).
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§24
Vernachlassigte Grabstatten

(1) Wird eine Grabstatte nicht ordnungsgemal hergerichtet oder bepflanzt, hat der
Verantwortliche auf schriftliche Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstétte
innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen.
Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die
Grabstatte nach ihrem Ermessen auf seine Kosten herrichten lassen.

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, gentgt

fur die Durchfiihrung der MalZnahme nach Abs. 1 eine 6ffentliche Bekanntmachung
oder ein Hinweis auf der Grabstatte.

8. Leichenhalle

825
Benutzen der Leichenhalle

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit
Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden. Die Friedhofsverwaltung kann
hierfir bestimmte Zeiten festlegen, wobei in besonderen Fallen (z.B. Unfalltod)
Ausnahmen moglich sind.

(2) Die Sarge sind spatestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der
Beisetzung endgiiltig zu schlieRen.

(3) Die Sarge durfen in der Einsegnungshalle nicht getffnet werden.

(4) Die Sarge der an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen meldepflichtigen
Krankheit Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle
aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Raumen und die Besichtigung der Leichen
bedurfen zusatzlich der vorherigen Zustimmung des Amtsarztes.

(5) Die Leichenhalle steht zur Durchfiihrung von Begrabnisfeierlichkeiten zur Verfligung, sofern
keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen.

(6) Bei Einbruch der Dunkelheit ist die Leichenhalle abzuschlieRen. Ausnahmen werden nur in
dringenden Fallen nach Vereinbarung mit der Friedhofsverwaltung zugelassen.

9. Schlussvorschriften

826
Alte Rechte

(1) Bei Grabstétten, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits zugeteilt oder erworben
sind, richten sich Ruhezeit und Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften.
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(2) Im Ubrigen gilt diese Satzung.

8§ 27
Haftung

Die Ortsgemeinde haftet nicht fir Schaden, die durch satzungswidrige Benutzung
des Friedhofs sowie seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder
durch Tiere entstehen.

§28
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

(@)

a)
b)

c)
d)
e)

f)

)
j)
K)

den Friedhof entgegen der Bestimmungen des § 4 betritt,

sich auf dem Friedhof nicht der Wirde des Ortes entsprechend verhélt oder die
Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt (8 5 Abs. 1),

gegen die Bestimmungen des 8 5 Abs. 2-5 verstolit,

Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt (§11),

die Bestimmungen Uber die Gestaltung der Grabmale nicht einhalt

(8 18),

als Verfugungsberechtigter, Nutzungsberechtigter oder Gewerbetreibender
Grabmale oder sonstige Grabausstattungen ohne Zustimmung errichtet oder
verandert (§ 19),

Grabmale ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt (8 22 Abs. 1),
Grabmale und Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand halt (88 20,
21lund 23),

Pflanzenschutz- und Unkrautbek&dmpfungsmittel verwendet (8 23 Abs. 7),
Grabstatten vernachlassigt (8 24),

die Leichenhalle entgegen § 25 Abs. 1 und Abs. 4 Satz 2 betritt.

Ablagerungen aller Art (auch Grabsegmente) auf3erhalb der bereitgestellten
Flachen deponiert.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu 1.000,- Euro geahndet
werden. Das Gesetz uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 24.05.1968 (BGBI | S.
481) in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung.

829
Gebihren

Fur die Benutzung der von der Ortsgemeinde verwalteten Friedhofe und ihrer
Einrichtung sind die Gebuhren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebihrensatzung
zu entrichten.
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8§ 30
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veroéffentlichung in Kraft. Gleichzeitig treten
die Friedhofssatzung vom 07.04.2011 in der Fassung vom 18.01.2018 und
18.12.2019 und alle tbrigen entgegenstehenden ortsrechtlichen Vorschriften aul3er
Kraft.

Gries, den 10. August 2021

-Olaf Klein-
Ortsbirgermeister
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ANLAGE zur Friedhofssatzung
der Ortsgemeinde Gries
vom 10. August 2021

ANLAGE A - Begriffserklarung

Zur besseren Verstandlichkeit werden hier einige Begriffe naher definiert und erklart.

+ Gesetzliche Ruhezeit / Festgelegte Ruhezeit:

Die gesetzliche Ruhedauer in Rheinland-Pfalz betragt 15 Jahre (§ 3 BestGDVO). Die
aufgefuihrte Ruhedauer in der Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Gries (8 10 — 25 Jahre
allgemein/ 15 Jahre in der Urnenwand) wurde unter Berticksichtigung der Boden- und
Grundwasserverhéltnisse gesondert festgelegt. In dieser angegebenen Zeit werden
Grabstatten nicht neu belegt. Die Ruhedauer legt fest, wie lange ein Leichnam oder eine
Urne in dem jeweils zugeteilten Grab ruhen darf/muss.

K/

« Nutzungsdauer:

Das Nutzungsrecht wird mit Zuteilung einer Wahlgrabstatte vergeben. Die Nutzungsdauer
hat eine langere Laufzeit als die festgelegte Ruhedauer unter § 10. Hierdurch soll unter
anderem weitere Belegungen in einer Wahlgrabstéatte (Mehrere Bestattungen in einer
Grabstatte moglich - Familiengrab) erleichtert werden. Die Nutzungsdauer in der
Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Gries wurde auf 30 Jahre festgelegt.

<+ Leiche/ Asche:

Der Korper eines Verstorbenen wird als Leiche oder Leichnam bezeichnet. Wenn der
Leichnam kremiert wurde, spricht man von einer Asche.

« Sarg/Urne:

Der Sarg ist das Behéltnis, welches bei einer Erdbestattung des Leichnams verwendet wird.
Der kremierte Leichnam wird wiederum in einer Urne (Schmuckbehaltnis) aufgenommen.

« Friedhofstrager / Friedhofsverwaltung:

Der Friedhofstrager ist der kommunale Trager eines Friedhofes, also die jeweilige
Ortsgemeinde, in der der Friedhof gelegen ist. Der Friedhofstrager bestimmt und erlasst alle
Bestimmungen, welche fur den Friedhof festgelegt werden sollen. Dies geschieht durch
Ratsbeschlisse, Entscheidungen durch den Birgermeister und mit Festlegung der
Friedhofssatzung und Friedhofsgebihrensatzung. Die Friedhofsverwaltung Gbernimmt die
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Verwaltungstatigkeiten fir die jeweilige Ortsgemeinde und ist in erster Linie Ansprechpartner
fur Bestatter und Hinterbliebene.

« Reihengrab/Reihengrabstatte:

Ein Reihengrab ist eine Grabstatte, welche mit einem Sarg und nur mit einer
verstorbenen Person belegt wird. Auf einer Reihengrabstatte erfolgt i.d.R. ein Aufbau
(Grabstein, Abdeckplatte etc.) und wird durch den/die Nutzungs-
berechtigten/Angehérigen gepflegt. Die Reihengrabstatte wird fir die Dauer der
Ruhezeit abgegeben. Sarge durfen nicht schwer verrottbar sein, solange nichts
anderes ausdricklich vorgeschrieben ist.

% Kindergrabstatte:

In einer Kindergrabstatte werden Verstorbene bis zum vollendeten 6. Lebensjahr
beigesetzt. Eine Kindergrabstatte erhalt i.d.R. einen Aufbau (Grabstein, Abdeckplatte
etc...) und wird durch den/die Nutzungsberechtigten/Angehorigen gepflegt. Die
Grabstatte wird fiir die Dauer der Ruhezeit abgegeben. Sarge und Uberurnen diirfen
nicht schwer verrottbar sein, solange nichts anderes ausdriicklich vorgeschrieben ist.

« Wahlgrabstatte in Breite

Eine Wahlgrabstatte in Breite wird nicht mehr neu zugeteilt, Zweit- und
Mehrfachbelegungen sind noch méglich. Unter einer Wahlgrabstétte in Breite
versteht man eine Breite Grabstatte fur 2 Sargbestattungen nebeneinander.

Zusatzlich kénnen in einer Wahlgrabstatte in Breite zusatzlich zwei Aschen
beigesetzt werden. Eine Wahlgrabstatte in Breite wurde bei Erstbelegung fur die
Dauer der Nutzungszeit (30 Jahre) abgegeben. Ab der zweiten Beisetzung erhalten
die Verstorbenen ihre eigene Ruhedauer. Diese Grabstatte erhélt i.d.R. einen Aufbau
(Grabstein, Abdeckplatte etc...) und wird durch den/die
Nutzungsberechtigten/Angehérigen gepflegt. Sarge und Uberurnen durfen nicht
schwer verrottbar sein, solange nichts anderes ausdrtcklich vorgeschrieben ist.

% Tiefengrabstatte

Eine Tiefengrabstétte kann mit zwei Sargbestattungen tbereinander belegt werden.
Die erste Belegung muss mit einem Sarg erfolgen, ab der zweiten Belegung kann
auch eine Urnenbestattung vorgenommen werden. Insgesamt kénnen in einer
Tiefengrabstétte bis zu zwei Aschen zusatzlich zu einer Sargbestattung beigesetzt
werden. Bei Erstbelegung wird die Grabstatte fur die Dauer der Nutzungszeit (30
Jahre) abgegeben. Ab der zweiten Beisetzung erhalten die Verstorbenen ihre eigene
Ruhedauer. Diese Grabstatte erhalt i.d.R. einen Aufbau (Grabstein, Abdeckplatte
etc...) und wird durch den/die Nutzungsberechtigten/Angehorigen gepflegt. Nach
Ablauf der Ersten Nutzungszeit kann eine teilbelegte Wahlgrabstatte wieder
angekauft werden. Sarge und Uberurnen dirfen nicht schwer verrottbar sein, solange
nichts anderes ausdricklich vorgeschrieben ist.
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% Urnenreihengrab/Urnenreihengrabstatte:

In einer Urnenreihengrabstétte wird eine Urne der Erde zugefuhrt. Auf einer
Urnenreihengrabstatte wird i.d.R. ein Aufbau (Grabstein etc...) veranlasst und durch
den Nutzungsberechtigten/Angehorigen gepflegt. Das Urnenreihengrab wird fur die

Dauer der Ruhezeit abgegeben. Uberurnen die der Erde zugefiihrt werden, diirfen
nicht schwer verrottbar sein (kein Metall etc...).

< Urnenwahlgrab/Urnenwahlgrabstatte:

In einer Urnenwahlgrabstétte kénnen bis zu drei Urne der Erde zugefiuhrt werden. Auf
einer Urnenwahlgrabstatte wird i.d.R. ein Aufbau (Grabstein etc...) veranlasst und
durch den Nutzungsberechtigten/Angehorigen gepflegt. Das Urnenwahlgrab wird bei
Erstbelegung fur die Dauer der Nutzungszeit (30 Jahre) abgegeben. Ab der zweiten
Belegung erhalten die Verstorbenen ihre eigene Ruhedauer. Nach Ablauf der Ersten
Nutzungszeit kann eine teilbelegte Wahlgrabstéatte wieder angekauft werden.
Uberurnen die der Erde zugefiihrt werden, diirfen nicht schwer verrottbar sein (kein
Metall etc...).

% Urnenreihengrab in der Urnenwand:

Eine Urnenreihengrabstétte in der Urnenwand wird fur eine verstorbene Person
vergeben und fur die Dauer der Ruhezeit (15 Jahre) abgegeben. Die
Urnenwandplatte wird von den Angehdrigen gestaltet (Gravur durch Steinmetz).
Blumen- und Grabschmuck darf nicht abgelegt oder an der Urnenwand angebracht
werden.

« Urnenwahlgrab in der Urnenwand:

In einer Urnenwahlgrabstatte in der Urnenwand kdnnen zwei verstorbene Personen
(Aschen) beigesetzt werden. Die Urnenwahlgrabstatte (Urnenwand) wird fur die
Dauer der Nutzungszeit (25 Jahre) bei Erstbelegung abgegeben. Bei der zweiten

Belegung erhalt der/die Verstorbene ihre eigene Ruhedauer (15 Jahre). Die
Urnenwandplatte wird von den Angehdrigen gestaltet (Gravur durch Steinmetz).

Blumen- und Grabschmuck darf nicht abgelegt oder an der Urnenwand angebracht

werden. Nach Ablauf der Ersten Nutzungszeit kann eine teilbelegte Wahlgrabstétte

wieder angekauft werden.

« Urnenreihengrab/Urnenreihengrabstatte auf dem Wiesenfeld:

In einer Urnenreihengrabstatte auf dem Wiesenfeld wird eine Urne der Erde
zugeflhrt. Es erfolgt kein Ublicher Aufbau (Grabstein etc...), sondern die Grabstatte
wird mittels bodengleicher Steinplatte gekennzeichnet. Diese Platte wird durch die
OG bereitgestellt und montiert. Die Angehérigen veranlassen die Inschrift, welche

eingelassen/graviert sein muss. Die Pflege des Wiesenfeldes wird von der

Ortsgemeinde vorgenommen. Das Urnenreihengrab im Wiesenfeld wird fur die Dauer
der Ruhezeit abgegeben. Uberurnen die der Erde zugefiihrt werden, diirfen nicht
schwer verrottbar sein (kein Metall etc...). Blumen- und Grabschmuck darf nicht
abgelegt werden.
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% Urnenwahlgrab/Urnenwahlgrabstatte auf dem Wiesenfeld:

In einer Urnenwahlgrabstatte auf dem Wiesenfeld konnen bis zu drei Urne der Erde
zugefuhrt werden. Es erfolgt kein Ublicher Aufbau (Grabstein etc...), sondern die
Grabstatte wird mittels bodengleicher Steinplatte gekennzeichnet. Diese Platte wird
durch die OG bereitgestellt und montiert. Die Angehdrigen veranlassen die Inschrift,
welche eingelassen/graviert sein muss. Die Pflege des Wiesenfeldes wird von der
Ortsgemeinde vorgenommen. Das Urnenwahlgrab im Wiesenfeld wird bei
Erstbelegung fur die Dauer der Nutzungszeit (30 Jahre) abgegeben. Ab der zweiten
Belegung erhalten die Verstorbenen ihre eigene Ruhedauer. Nach Ablauf der Ersten
Nutzungszeit kann eine teilbelegte Wahlgrabstéatte wieder angekauft werden.
Uberurnen die der Erde zugefiihrt werden, diirfen nicht schwer verrottbar sein (kein
Metall etc...). Blumen- und Grabschmuck darf nicht abgelegt werden.

s Gemischte Grabstatte:
Gemischte Grabstatten sind bereits durch eine Erdbestattung belegte

Reihengrabstatten (8 13 Abs. 1 / Sargbestattung), in denen auf Antrag des
Verantwortlichen zusétzlich die Beisetzung von maximal zwei Aschen gestattet wird.

Somit kann eine Reihengrabstétte in eine gemischte Grabstatte umgewidmet werden.

Die Ortsgemeinde Gries kann aufgrund von Neuplanungen von Friedhofsteilen oder
Grabreihen eine weitere Belegung untersagen oder die Verlangerung der
Nutzungsdauer einschranken. Sarge und Uberurnen diirfen nicht schwer verrottbar
sein, solange nichts anderes ausdricklich vorgeschrieben ist.
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